
von Joachim Rock1

Während der Begriff des Risikos besonders 
ab der 1970er Jahre bis in die 1990er Jahre in 
der sozialwissenschaftlichen und politischen 
Diskussion zu erheblicher Popularität2 gelang-
te, ist es in den vergangenen Krisenjahren ver-
gleichsweise still darum geworden. An einer 
Verringerung von Gefahren kann dies kaum 
liegen, traten doch in kurzer Frequenz multip-
le Krisen und veritable Katastrophen auf die 
Bühne. Liest man Ulrich Becks „Risikogesell-
schaft“ aus dem Jahr 1986 heute, findet man 
viele der damaligen Risiken als gegenwärtige 
Krisen verwirklicht. Dass es dazu kommen 
konnte, verweist dabei auf ein dringend ana-
lysebedürftiges Versagen des Staates in seinen 
Kernaufgaben, äußere und innere und dabei 
auch die soziale Sicherheit sicherzustellen. 
Schon ist, wenn auch recht wohlfeil, die Rede 
vom „entzauberten Staat“ (Schularick 2021), 
und die damalige Annahme, „dass die unter 
dem Stichwort der Individualisierung erfass-
ten Dynamiken die Individuen in die Lage 
versetzen würden, die betreffenden Risiken er-
folgreich einzuhegen“ (Staab 2022, 16) gründ-
lich blamiert.

Julian Nida-Rümelin führt in seinem3 Vor-
wort zu einem aktuellen, gemeinsam mit Na-
thalie Weidenfeld herausgegebenen Band über 
die „Realität des Risikos“ an, dass die Wahr-
nehmung von Risiken „zweifellos kulturell 
und politisch imprägniert“ (Nida-Rümelin/ 
Weidenfeld 2021, 11) sei. Die düsteren Risiko-
prognosen der Vergangenheit seien „durch die 
zunehmende Dominanz optimistischer, meist 
ökonomisch oder technologisch geprägter 

1	 Dr. Joachim Rock ist Abteilungsleiter für Arbeit, Soziales und Europa im Pa-
ritätischen Gesamtverband e. V. Der Beitrag gibt seine persönliche Meinung 
wieder.

2	 Beck, Ulrich (1986): Risikogesellschaft. Auf dem Weg in eine andere Mo-
derne. Suhrkamp, Frankfurt am Main; Münch, Richard 1996: Risikopolitik. 
Suhrkamp, Frankfurt am Main; Preuß, Ulrich K.: Risikovorsorge als Staats-
aufgabe. In: Grimm, Dieter (Hrsg.) (1996) Staatsaufgaben. Frankfurt am 
Main, 523-552; Luhmann, Niklas (2003): Soziologie des Risikos. Verlag de 
Gruyter, Berlin.

3	 Seine Koautorin hat ein eigenes Vorwort formuliert.

Weltsichten verdrängt“ (Nida-Rümelin/ Wei-
denfeld 2021, 10) worden. Die politischen Fol-
gen dieses Wandels sind vielfach und umfas-
send beschrieben und analysiert worden. Der 
Berliner Historiker Marc Buggeln resümiert 
die in Deutschland wesentlich in die rot-grü-
nen Regierungsperioden fallenden Reformen 
als „Weg hin zu einer ‚Marktsozialdemokratie‘ 
(Nachtwey) in der Regierungszeit Schröders 
zu einem neuen Höhepunkt im Hinblick auf 
die Bereitschaft zur Marktanpassung“ (Bug-
geln 2022, 861 f.). Den Einzelnen wurde deut-
lich mehr Eigenvorsorge zugemutet, bis dahin 
kollektiv gewährleistete Infrastruktur wurde 
stärker renditeorientierten Unternehmen 
überantwortet. Wesentliche gesellschaftspoli-
tische Stationen auf dem Weg waren die Ab-
schaffung der Wohngemeinnützigkeit 1990 
und die in den Folgejahren betriebe Privati-
sierung öffentlicher Wohnungsbestände, die 
Einführung der Pflegeversicherung, deren ge-
setzliche Grundlage als „Marktschaffungsge-
setz“4(Nullmeier 2002, 272) konzipiert war, die 
Abkehr von der Lebensstandardsicherung und 
die Einführung einer privaten Zusatzvorsorge 
in der Alterssicherung, die Ökonomisierung 
des Krankenhausbereichs mit der Einfüh-
rung von Fallpauschalen und schließlich die 
„Hartz“-Gesetze. Die Einzelnen wurden mit 
der Schwächung der kollektiven Risikovor-
sorge aufgefordert, Eigenvorsorge zu betrei-
ben, obwohl vielen die Ressourcen dazu fehl-
ten. Retrospektiv betrachtet, so Philipp Staab 
jüngst, habe „das handelnde Subjekt der Mo-
derne […] seine eigene Steuerungsfähigkeit 
[…] massiv überschätzt“ (Staab 2022, 8). Heu-
te sei deshalb die „Wahrnehmung eines Steue-
rungsverlustes“ verbunden mit der „Rückkehr 
von Selbsterhaltungsfragen“ (Staab 2022, 11 f.) 

4	 Mit dem Pflegeversicherungsgesetz wurde der bis dahin von öffentlichen 
und frei-gemeinnützigen Anbietern dominierte Bereich der Pflegedienst-
leistungen für gewerbliche Anbieter geöffnet. Dies wurde erreicht, indem 
diesen das Erwirtschaften von Gewinnen ermöglicht wurde, die diese zu 
Lasten der Beschäftigten erzielten, während öffentliche und gemeinnützige 
Anbieter die Entlohnung bis dahin an den Tarifen des öffentlichen Dienstes 
orientiert hatten.

Die Rückkehr kollektiver Risikovorsorge als Aufgabe 
des Sozialstaates
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zu verzeichnen. Insbesondere SPD und GRÜ-
NE tragen dieser Entwicklung schon seit län-
gerer Zeit Rechnung und haben grundlegende 
Reformen in allen geschilderten Bereichen auf 
den Weg gebracht oder zumindest in den Blick 
genommen: So hat die Forderung nach einer 
neuen Wohngemeinnützigkeit mit steuerlicher 
Förderung und Investitionsmitteln Eingang in 
den Koalitionsvertrag auf Bundesebene ge-
funden, dazu werden Wohnungsbestände re-
kommunalisiert, die tarifliche Entlohnung von 
Pflegenden stärker refinanziert, das Fallpau-
schalensystem im Krankenhaus grundlegend 
überarbeitet und ergänzt, mit Haltelinien und 
der Einführung der „Grundrente“ alterssiche-
rungspolitische Schadensbegrenzung betrie-
ben sowie mit dem angekündigten Bürgergeld 
eine rhetorische und an einer Vielzahl von 
Stellen auch praktische Abkehr vom misan-
trophischen Hartz-System vollzogen. Damit 
erfolgt eine weitgehende Rückabwicklung der 
genannten Sozialreformen.

Angesichts der vorangegangenen Stich-
worte reicht dies jedoch kaum aus, um den 
gegebenen Anforderungen an eine zeitgemäße 
Sozialstaatlichkeit zu genügen. Der deutsche 
Sozialstaat ist bis in die Gegenwart in hohem 
Maße versäult und hielt nicht nur administra-
tiv, sondern in der Tradition der von Stephan 
Leibfried und Florian Tennstedt beschriebe-
nen „Spaltung des Sozialstaates“ auch in der 
Zuweisung von Ansprüchen an der Trennung 
zwischen privater Vorsorge, nur sehr einge-
schränkt universalen öffentlichen Sozialversi-
cherungen und staatlicher Fürsorge fest. Diese 
Trennung lässt sich angesichts der sozialen 
Verwundbarkeit breiter Bevölkerungsschich-
ten immer weniger aufrechterhalten. Gleich-
zeitig ist der Sozialstaat gefordert, die fort-
schreitende Renditeorientierung im Bereich 
der sozialen Dienstleistungen zu stoppen. Die 
klassische Rollenverteilung zwischen den ver-
schiedenen Adressatengruppen des Sozialstaa-
tes ist in den vergangenen Monaten erodiert. 
Aufgabe einer zeitgemäßen Sozialpolitik darf 
es nicht sein, den Status-quo-ante zu rekons-
truieren, sondern die bestehende Fragmen-
tierung durch eine stärkere Universalisierung 
von Leistungsansprüchen zu überwinden.

Entgrenzung sozialer Verwundbarkeit

Stärker noch als die Pandemie legen die 
steigenden Kosten insbesondere für Strom, 
Gas, aber auch für Öl und Treibstoff sowie 
Nahrungsmittel die soziale Verwundbarkeit 
großer Teile der Bevölkerung offen. Diese 
reicht unverhältnismäßig weit über die Zahl 
der über 13 Millionen Menschen hinaus, die 
bereits vor den sich überlagernden und ver-
stärkenden Krisen der jüngeren Vergangenheit 
von Armut betroffen oder auf Sozialleistungen 
angewiesen waren. Das Statistische Bundes-
amt hat im Oktober 2022 Ergebnisse seiner 
neuen EU-SILC-Erhebung, die europäische 
Vergleiche zulässt, vorgestellt. In Deutschland 
waren danach5 im vergangenen Jahr 31,9 Pro-
zent der Bevölkerung nicht in der Lage, spon-
tan Ausgaben von über 1.150 Euro selbst zu 
finanzieren. Nebenan, in den Niederlanden, 
betraf das nur 15,1 Prozent der Bevölkerung. 
Alleinerziehende und Alleinlebende sind be-
sonders betroffen. Von den alleinlebenden 
Erwachsenen haben 2021 mehr als die Hälfte, 
53,3 Prozent, weniger als 22.000 Euro Einkom-
men, fast ein Drittel – 32,2 Prozent – hat weni-
ger als 16.300 Euro netto zur Verfügung.

Die Zahlen überraschen nur dann, wenn 
man schon in der Vergangenheit nur auf die 
Zahl der Beziehenden sozialer Leistungen 
blickte und die „Dunkelziffer“ von Bedarfs-
lagen außer Acht ließ. Diese sind jedoch be-
trächtlich. Die Statistiken über das Ausmaß 
des Sozialleistungsbezuges bilden den Um-
fang der sozial verwundbaren Menschen nur 
eingeschränkt ab. Die Nichtinanspruchnahme 
auf Sozialleistungen war bereits vor den mas-
siven Kostensteigerungen beträchtlich. Nach 
weitgehend ähnlichen Schätzungen nehmen 
etwa 40 Prozent der Leistungsberechtigten in 
der Grundsicherung für Arbeitsuchende, etwa 
60 Prozent der Berechtigten in der Grund-
sicherung für ältere und erwerbsgeminderte 
Menschen und ein großer Teil der Wohngeld-
berechtigten ihre Ansprüche bislang nicht 
wahr. Die Kostensteigerungen führen dazu, 

5	  Vgl. https://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/finanznot-in-deutschland-
fast-jedem-dritten-fehlen-ruecklagen-fuer-unerwartete-ausgaben-a-36aad-
da4-2eff-47ce-b9a5-0d836b517e99, letzter Abruf: 25.10.2022.
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dass nicht nur die Zahl der Anspruchsberech-
tigten wächst, sondern dazu auch ein immer 
größerer Anteil der bislang auf Realisierung 
ihrer Ansprüche verzichtenden Gruppen sich 
den Verzicht nicht mehr leisten können wird. 
Der Entgrenzung sozialer Verwundbarkeit 
folgt damit schon jetzt eine notwendige Aus-
weitung sozialstaatlicher Leistungen.

Der Erhöhung und Ausweitung des Wohn-
geldes kommt eine Schlüsselrolle dabei zu, die 
gewachsenen Belastungen ausgleichen zu hel-
fen. Das beschlossene Wohngeld-Plus-Gesetz 
ist dabei ein beachtlicher Schritt: Während 
2020 etwa 618.000 Haushalte Wohngeld bezie-
hen, sollen mit Inkrafttreten der Reform 2023 
rund zwei Millionen Haushalte Wohngeld er-
halten6. Neben der damit geplanten Verdrei-
fachung der Zahl der Wohngeldbeziehenden 
werden auch die Leistungen ausgebaut. Die 
durchschnittlichen Leistungen sollen von bis-
lang rund 180 Euro auf rund 370 Euro mo-
natlich mehr als verdoppelt werden, dazu soll 
eine pauschal bemessene Heizkosten- und 
Klimakomponente eingeführt werden. Für die 
Berechtigten kommt es nun entscheidend da-
rauf an, dass die Leistungen schnellstens aus-
gezahlt werden. Das ist allerdings schon jetzt 
angesichts von zum Teil monatelangen Warte-
zeiten kaum gewährleistet. Angesichts von Be-
arbeitungszeiten von bis zu einem halben Jahr 
und länger sowie einer bspw. in München er-
warteten Verfünffachung der Anträge ist eine 
gravierende Erleichterung der Bezugsbedin-
gungen notwendig, will sich die Verwaltung 
nicht selbst ins administrative Abseits steuern. 
Anlass dafür besteht genügend: So kennt das 
Wohngeldgesetz neben den steuerpflichtigen 
Einnahmen nicht weniger als 31 zusätzliche, 
steuerfreie Einkommensarten, die ganz oder 
teilweise Anrechnung finden können. Das er-
mittelte Bruttoeinkommen ist dann noch um 
Werbungskosten und Betriebsausgaben, wei-
tere pauschale Abzüge im Umfang von zwi-
schen zehn und dreißig Prozent, zusätzliche 
Freibeträge und ggf. Absetzbeiträge für Unter-
haltsleistungen zu bereinigen. Eine Steuer-

6	  So die Planungen der Bundesregierung für das Wohngeld-Plus-Gesetz, 
vgl. https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/wohngeldre-
form-2130068, letzter Abruf: 25.10.2022.

erklärung ist demgegenüber eine vergleichs-
weise einfache Angelegenheit. Der in der 
Pandemie zuerst vorübergehend eingeführte 
Verzicht auf die Prüfung der Angemessenheit 
von Wohnraum und Vermögen in der Grund-
sicherung, der mit dem neuen Bürgergeld für 
die ersten beiden Jahre des Bezugs dauerhaft 
übernommen werden soll, bietet ein Beispiel 
dafür, dass solche Vereinfachungen nicht zu 
einer Anspruchsinflation führen.

Verbleibt die Ausweitung des Wohngeldes 
noch in etablierten sozialstaatlichen Bahnen, 
ist die notwendige Unterstützung breiterer Be-
völkerungsschichten durch zusätzliche Zah-
lungen – zur Milderung der Inflation oder 
als Klimaprämie – von ganz anderer Qualität. 
Die gezielte, am sozialstaatlichen Finalprinzip 
orientierte Zuweisung von Finanzmitteln ist 
bislang vor allem im Fürsorgebereich etab-
liert. Dies muss sich ändern, da besonders be-
dürftige Gruppen bislang zu wenig und in kei-
ner Weise entlastungsbedürftige Gruppen zu 
stark7 entlastet werden. Der Tankrabatt bot da-
für bereits ein anschauliches Beispiel8. Ähnlich 
droht im Hinblick auf die Kostensteigerungen 
bei Gas und Strom verfahren zu werden. Die 
durch das Bundesministerium für Wirtschaft 
und Klimaschutz (BMWK) eingesetzte sog. 
„Gaspreis-Kommission“ war mit der Erarbei-
tung von Hilfen mit einer Aufgabe konfron-
tiert, die – zumal gemessen an der Verfügung 
stehenden Zeit – nicht ohne die Inkaufnahme 
von Pauschalierungen gelöst werden konnte. 
In einer einzigen Präsenzsitzung von etwa 35 
Stunden wurde ein Zwischenbericht der Kom-
mission vorgelegt, die noch bis Ende Oktober 
weiter tagen wird. Zu den offensichtlichen 
Schwächen des Ergebnisses zählt, dass die 
Kommission unter den verschiedenen Ener-
gieformen speziell die Verringerung der Zu-
satzbelastungen durch steigende Gaspreise in 
den Blick nimmt und Entlastungen vorschlägt, 
während etwa Haushalte mit Ölheizung oder 
Wärmepumpe ebenso außer Betracht blei-

7	 Weiterführend Schulze Düding, Johann/ Kritikos, Alexander/ Morales, Oc-
tavio/ Priem, Maximilian 2022: Untere Einkommensgruppen noch gezielter 
entlasten. In: Wirtschaftsdienst. 102. Jahrgang, 2022. Heft 8, S. 590–594.

8	 Das Fazit des Tankrabatts fällt ernüchternd aus: Er wird die öffentlichen Kas-
sen teuer zu stehen kommen – geschätzt 3,15 Milliarden Euro –, wird aber 
nicht diejenigen erreichen, die es am meisten brauchen, nämlich die ärmeren 
Einkommensschichten“ (Duso 2022).
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ben wie Entlastungen für steigende Strom-, 
Lebensmittel- und Spritpreise. Das Statisti-
sche Bundesamt geht für das Jahr 2018 davon 
aus, dass knapp ein Viertel der Wohnungen 
in Deutschland, 8,7 Millionen von 36,9 Mil-
lionen, mit Öl beheizt werden. Das entspricht 
auch anderen Erhebungen, die demgegenüber 
den Anteil von Erdgas-Heizungen mit etwa 
49 Prozent, Fernwärme mit 14 Prozent und 
Wärmepumpen mit 3 Prozent bemessen9. Öl-
heizungen werden überdurchschnittlich von 
einkommensärmeren Haushalten genutzt. Ge-
rechtfertigt wird die besondere Unterstützung 
für Gaskunden mit den erwartet höheren Kos-
tensteigerungen für Gas. Das durch die Gas-
preis-Kommission vorgeschlagene Verfahren 
führt nun dazu, dass die Entlastungswirkun-
gen durch die geplanten Maßnahmen weitge-
hend regressiv wirken.

Deutlich wird: die Entlastung von Haushal-
ten über den Preis ist administrativ herausfor-
dernd, angesichts der fehlenden Informatio-
nen über die Zahl der Haushaltsangehörigen 
und deren Lebenssituation sozial weitgehend 
blind und wirkt nur mit erheblichem Zeitver-
zug. Dass etwa Menschen in der Grundsiche-
rung Ende Oktober nicht wissen, ob und wann 
sie Entlastung durch eine Strompreisbremse 
erfahren, ist nicht akzeptabel. Dass es an den 
technischen und datenschutzrechtlichen Vor-
aussetzungen fehlt, Geldzahlungen nach Ein-
kommen bspw. über die Steuer-ID der Finanz-
ämter zu verteilen, kann kein Hindernis dafür 
sein, Hilfen über direkte finanzielle Transfers 
zu organisieren. Die Herausforderung, immer 
öfter breite Bevölkerungsgruppen zu errei-
chen, muss zu einer Universalisierung von Zu-
gängen zu Unterstützungsleistungen führen. 
Die Umsetzung der Energiepreispauschalen 
hat gezeigt, dass über die verschiedenen So-
zialleistungen und die Auszahlung über den 
Arbeitgeber weite Teile gerade der unterstüt-
zungsbedürftigen Menschen kurzfristig durch 
Transfers erreichbar sind. Der Paritätische 
Wohlfahrtsverband hat deshalb vorgeschla-
gen, die Sozialleistungen zielgenauer auszuge-
stalten, indem bestehende Leistungsansprüche 

9	 Bund Deutscher Energie- und Wasserwirtschaft (BDEW) 2019: Wie heizt 
Deutschland?

durch regelmäßige pauschalierte Zahlungen 
ergänzt werden. Im Gegensatz zu vielen Vor-
schlägen der Gaspreis-Kommission sind sol-
che Transfers jedenfalls mit dem Europäischen 
Beihilferecht kompatibel. Der scheinbare Wi-
derspruch zwischen dem Anspruch an Ziel-
genauigkeit und der Umsetzung durch eine 
Pauschale lässt sich dadurch auflösen, dass die 
Auszahlungen der Einkommensteuerpflicht 
unterworfen und progressiv mit bis zu ein-
hundert Prozent besteuert werden. Die Vor-
teile dieses Verfahrens liegen auf der Hand: 
Der weit überwiegende Teil der Bevölkerung 
kann dadurch in kürzester Zeit erreicht wer-
den. Die Entlastung betrifft nicht nur einzelne 
Energiearten, sondern entlastet die Haushalte 
grundsätzlich. Die Zahlungen lassen sich auch 
je nach Bedarf besteuern. Der bereits gezahlte 
Energiepreisbonus war zwar steuerpflichtig, 
aber selbst Spitzenverdienern verblieben über 
die Hälfte der Zahlung als zusätzliches Ein-
kommen, die diese nicht benötigten. Ange-
sichts knapper werdender Ressourcen besteht 
kein Grund, das sozialrechtliche Prinzip von 
der Bedarfsorientierung steuerfinanzierter 
Leistungen an dieser Stelle zu durchbrechen.

Der Sozialstaat als Transformations-  
katalysator

Noch weitgehend ungenutzt sind Potentiale 
des Sozialstaates zur Förderung etwa des so-
zial-ökologischen Wandels. Diese sind erheb-
lich und wachsen mit der Zahl der Menschen, 
die etwa auf Mindestsicherungsleistungen, 
Wohngeld oder Kinderzuschlag angewiesen 
sind. Das führt zu einer irrationalen, unnö-
tigen Fortschreibung energieintensiver Ver-
bräuche. Haushalte mit einem bspw. fünfzehn 
Jahre alten Kühlschrank erreichen im Jahr al-
lein dadurch Stromverbräuche von über 300 
Kilowattstunden, während selbst preiswerte 
energieeffiziente Geräte nur ein Drittel ver-
brauchen. Bei Waschmaschinen liegt der Ver-
brauch bei angenommenen 220 Waschgängen 
im Jahr bei zwischen etwa 250 Kilowattstun-
den bei Altgeräten und etwa 150 Kilowatt-
stunden bei Neugeräten. Eine Erneuerung 
von zwei Altgeräten würde dann ein Einspar-
potential von zusammen etwa 300 Kilowatt-
stunden erbringen, das entspräche schon bei 
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derzeitigen Durchschnittspreisen von etwa 50 
Cent pro Kilowattstunde jährlich Einsparun-
gen von 150 Euro pro Haushalt, mit denen sich 
die Neuanschaffungen in kurzer Zeit refinan-
zieren. Mit einer Übernahme der tatsächlichen 
Stromkosten zusätzlich zu den Kosten von 
Unterkunft und Heizung ließe sich die Grund-
sicherung zusätzlich bedarfsgerechter ausge-
stalten. Nach Berechnungen des Umweltbun-
desamtes wurden 2021 durchschnittlich etwa 
420 Gramm CO2 pro Kilowattstunde emit-
tiert, so dass jährlich zusätzlich etwa 126.000 
Gramm CO2 pro Beispielhaushalt eingespart 
würden. Neugeräte der höchsten Energieeffi-
zienzklasse kosten bei Kühlschränken ab etwa 
300 Euro, bei Waschmaschinen ab etwa 500 
Euro. Ihre Anschaffung hätte sich in gut fünf 
Jahren finanziell amortisiert, bei erheblichen 
Einsparungen in Euro und Emissionen. Auch 
wenn nicht jeder Haushalt energieeffiziente-
re Geräte benötigt, bietet der Austausch von 
Altgeräten im Wege der vollständigen Finan-
zierung oder anteiligen Förderung Potentiale, 
den sozial-ökologischen Wandel deutlich vo-
ranzubringen. Allein in der Grundsicherung 
im Wohngeld wären dadurch künftig bis zu 
fünf Millionen Haushalte erreichbar.

Die Wiederenteckung der staatlichen 
Gewährleistungsverantwortung

In dieser Situation muss die staatliche Ge-
währleistungsverantwortung rekonstruiert 
werden, ohne in Forderungen nach einer 
staatlichen „Daseinsvorsorge“ zurückzufallen. 
Dieser 1931 von Karl Jaspers politisch etablier-
te und von Ernst Forsthoff 1938 ff. prominent 
gemachte Begriff bezeichnet nicht nur eine 
Zuweisung von Staatsaufgaben, sondern auch 
ein illiberales Herrschaftsmodell: „wer betreut, 
beherrscht auch“ (Forsthoff 1964, 65). Im Ge-
gensatz dazu geht es heute um die Rekonstruk-
tion der Gewährleistungsfunktion des Staates 
in Zusammenarbeit mit zivilgesellschaftlichen 
Akteuren. Die unvermittelte Erkenntnis zu 
Beginn des russischen Angriffskrieges, dass 
Gasspeicher weitgehend leer waren, der ge-
sunkene Einfluss des Staates auf die netzge-
bundene Versorgungsstruktur, die fortdauern-
de Malaise des Unternehmens Bundesbahn 
und auf elementare Leistungen des Bildungs- 

und Gesundheitssystems haben überwunden 
geglaubte Verletzlichkeiten offengelegt. Sie 
haben auch gezeigt, dass die Verlagerung von 
Verantwortlichkeiten für zentrale Dienstleis-
tungen an profitorientierte Unternehmen im 
Krisenfall wenig verlässlich und zudem selten 
wirtschaftlich ist. Pflege und Gesundheitsver-
sorgung bieten dafür mannigfaltige Beispiele. 
Die SPD-Bundestagsfraktion hat deshalb 2019 
festgestellt, dass Pflege als „Daseinsvorsor-
ge bedeutet, dass Versorgungssicherheit und 
Qualität Vorrang haben vor gewinnorientier-
ter Marktlogik“ und „spekulative Gewinne zu 
Gunsten anonymer Anleger*innen oder In-
vestor*innen“ ein doppeltes sozialstaatliches 
Problem darstellen: einerseits werden dem 
Sozialstaat knappe Ressourcen durch die er-
wirtschafteten Profite dauerhaft entzogen, 
andererseits verlieren bürgernahe Dienste 
öffentlicher oder zivilgesellschaftlich-gemein-
nütziger Einrichtungen und Dienstleistungen 
an Gewicht. Gerade letztgenannte haben in 
den vergangenen Jahren, denkt man etwa an 
die kurzfristige Bereitstellung freiwilliger Hil-
fen und Infrastrukturen, eine entscheidende 
Rolle bei der Krisenbewältigung gespielt. Die 
Tafeln als privat-gemeinnützige Organisation 
versorgt an 960 Standorten inzwischen über 
zwei Millionen Menschen mit Lebensmitteln, 
unter Einbindung von über 60.000 freiwillig 
Helfenden; in allen Bereichen der privat-ge-
meinnützigen Wohlfahrtspflege sorgen über 
3 Millionen freiwillig Engagierte dafür, neben 
öffentlicher andere nicht-gewinnorientierte 
Infrastruktur in der Fläche der Republik auf-
rechtzuerhalten. Es ist nicht egal, wie Infra-
struktur vorgehalten wird, deshalb ist es auch 
nicht egal, wer sie vorhält. Eine zentrale Re-
gierungsaufgabe ist es deshalb schon heute, 
dafür einen Vorrang von betroffenenorientier-
ten Not-For-Profit-Strukturen durchzusetzen 
und die fortschreitende „Landnahme“ (Klaus 
Dörre) renditegetriebener Unternehmen in 
der Daseinsvorsorge Einhalt zu bieten und 
zurückzudrängen. Derzeit droht das Gegen-
teil, da die steigenden Kosten von öffentlichen 
und gewinnorientierten Unternehmen sehr 
viel leichter kompensiert werden können, als 
bei gemeinnützigen Einrichtungen, deren 
Rücklagenbildung gesetzlich eingeschränkt ist 
und die gleichzeitigen Preissteigerungen nicht 
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einfach weitergeben können. Eine aktuelle 
Befragung10 des Paritätischen Wohlfahrtsver-
bandes unter seinen Mitgliedseinrichtungen 
hat gezeigt, dass 90 Prozent der gemeinnützi-
gen Einrichtungen und Dienste die Streichung 
von Angeboten bis hin zur Schließung von 
Einrichtungen fürchten, wenn keine über eine 
Gas- oder Strompreisbremse hinausgehende 
Unterstützung erfolgen sollte. Die gewachse-
nen Herausforderungen an Sozialstaatlichkeit 
beschränken sich längst nicht mehr „nur“ auf 
die Bereitstellung einer Grundsicherung für 
kleine Bevölkerungsteile und die Gewährleis-
tung von Versorgungsangeboten für die Be-
völkerung, sondern auf die Vorsorge für breite 
Bevölkerungsgruppen und die aktive Sorge 
für eine bürgernahe und nicht-renditeorien-
tierte Infrastruktur in der Fläche. Der sowohl 
hinsichtlich der Erbringung von Dienstleis-
tungen als auch der Selbstverantwortung vor 
allem in den 1990er Jahren und in der ersten 
Hälfte der 00er Jahre teilprivatisierte Sozial-
staat hat, um auf eine Wendung Ulrich Becks 
zurückzukommen, „organisierte Unverant-
wortlichkeit“ in einem insgesamt „disorgani-
sierten Wohlfahrtskapitalismus“ (Bode 2004) 
geschaffen. Unter grundlegend veränderten 
Rahmenbedingungen geht es heute um eine 
weitreichende Neubestimmung der Aufgaben 
des Sozialstaates, die über Einkommenstrans-
fers für unmittelbar Armutsbetroffene und die 
bloße Gewährleistung eines Marktes an Unter-
stützungsangeboten deutlich hinausreicht. 	 ■
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